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von Sarah Teschlade

BERLIN.
In der Gesellschaft lässt

sich eine deutliche Tendenz zur
Entsolidarisierung gegenüber
Schwächeren beobachten. Dies ist
das Ergebnis des im Dezember 2009
erschienenen Bandes der Studie
„Deutsche Zustände" des Bielefel-
der Soziologen Wilhelm
Heitmeyer. Dieser Trend
wird durch die Finanzkrise
und die darauf folgende
Wirtschaftskrise noch ver-
stärkt. Trotz hoher Unzu-
friedenheit und dem
Wunsch nach Veränderung
bleibt laut Studie die politi-
sche Beteiligung der Bürger
jedoch aus. Schlimmer
noch - der Wut über die
Krise werde durch Abwer-
tung von Minderheiten
Luft gemacht. Wie aber reagieren
Politik und Zivilgesellschaft auf die-
se Bedrohung eines Rechtsrucks der
Gesellschaft? Was wird getan, um
die demokratische Kultur nicht
kampflos aufzugeben? In einer Po-
diumsveranstaltung am Montaga-
bend in der Heinrich-Böll-Stiftung
wurden diese Fragen diskutiert.

Der Journalist und Autor Alb-
recht von Lücke machte deutlich,
dass der Rechtspopulismus längst
auch in den Debatten der gesell-
schaftlichen und politischen Elite
Einzug gehalten habe. Nach Thilo
Sarrazin und dem Philosophen Pe-
ter Sloterdijk sei Guido Westerwelle

mit seinen abwertenden Äußerun-
gen über Hartz-IV-Empfängern das
aktuellste Beispiel für einen „Elite-
Rassismus", den man in der Gesell-
schaft immer häufiger finde. Kein
Politiker würde sich wirklich von
solchen Aussagen distanzieren. Die
Öffentlichkeit kritisiere meist ledig-
lich den Ton - über die Sachlage

scheinen sich jedoch alle
einig zu sein.

Auch Wilhelm Heitmey-
er bezeichnete diese Ent-
wicklung als gefährlich.
Dass die politischen Eliten
soziale Ungleichheit als

Ungleichwertigkeit ansä-
hen, verschlimmere die
Ausgrenzung bestimmter
Bevölkerungsgruppen wie
der Langzeitarbeitslosen,
sagte er. In Deutschland
wäre durchaus rechtspo-

pulistisches Potenzial vorhanden -
es habe bisher lediglich an Politi-
kern gefehlt, die das aktiv aufgreifen
und verbreiten, warnte er.

Die Bundestagsabgeordnete
Monika Lazar (Grüne) gab zu be-
denken, dass der Staat von vielen als
Unrechtsstaat wahrgenommen
werde: „Rechtspopulisten wie die
autonomen Nationalisten nutzen
genau solche Gefühle für ihre Zwe-
cke". Die Politiker müssten die Pro-
bleme der Bevölkerung ernst neh-
men, um der immer größer werden-
den Demokratieskepsis entgegen-
zuwirken. Nur so könne das System
gerettet werden.
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